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Eingeschlagene Weg der
Landesregierung ist richtig, aber
die Umsetzung bleibt ungewiss
Zu den gestern vorgestellten strategischen Linien der Landespolitik und den
Vorschlägen zur Strukturreform erklärte die SSW-Abgeordnete Anke
Spoorendonk:

�Die Schwerpunktsetzung der Landespolitik mit �Bildung und Hochschule�
und �Arbeit und Wirtschaft� sowie die angekündigten Maßnahmen zur
Verwaltungsstrukturreform zeigen zwar in die richtige Richtung, aber
angesichts der bisherigen Erfahrungen bleibt bei der konkreten Umsetzung
der Vorschläge der Landesregierung weiterhin ein großes Fragezeichen.
Natürlich unterstützt auch der SSW jede Verbesserung der
Unterrichtsversorgung in Schleswig-Holstein. Wir haben schon immer gesagt,
dass das Schulsystem insgesamt mehr Geld braucht. Wir hoffen, dass
beispielsweise der spezielle Fonds für die gezielte Bekämpfung von
Unterrichtsausfall und die Einführung der Verlässlichen Grundschule wirklich
Abhilfe in diesem Bereich schaffen. Aber wir warnen weiterhin davor, dass
die bisherigen Betreuungsangebote dabei auf der Strecke bleiben.
In den Verwaltungen von Land und Kommunen sind Strukturreformen
dringend nötig. Wir bleiben aber bei unserer Forderung nach sozialer und
regionaler Ausgewogenheit. Das gilt übrigens auch für die
Hochschulstrukturreformen. Zu oft haben wir erlebt, dass bei solchen
Strukturänderungen insbesondere der Landesteil Schleswig
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überproportional beim Arbeitsplatzabbau betroffen war.
Ohnehin ist klar, dass Schleswig-Holstein ohne eine wesentliche Änderung
der Politik der Bundesregierung in seiner politischen und finanziellen
Handlungsfähigkeit stark eingeschränkt bleiben wird. Ob aber die bisherigen
Vorschläge der Bundesregierung dem Anspruch einer sozial gerechten
Modernisierung des Sozialstaates nachkommt und dazu noch erfolgreich
umgesetzt werden, wage ich zu bezweifeln.�
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